
   

Regionale Disparitäten bei der Erwerbsbeteiligung  
von EU-Staatsangehörigen 

Teil I ς Kompaktreihe 06/2020  
αwŜƎƛƻƴŀƭŜ 5ƛǎǇŀǊƛǘŅǘŜƴά 

  

Einwanderung und Integration in den Arbeitsmarkt werden ς neben weiteren Push-& Pull-Faktoren für 

Migration ς von der Struktur des aufnehmenden Arbeitsmarktes sowie von rechtlichen und arbeitsmarkt-

politischen Rahmenbedingungen geprägt. Dabei gibt es große regionale Unterschiede. Um diese sichtbar 

zu machen und um Politik und Verwaltung vor Ort in der Entwicklung und Anwendung zuwanderungspo-

litischer Steuerungsinstrumente und Maßnahmen empirisch zu unterstützen, erfasst die IQ Fachstelle 

Einwanderung in der Kompaktreihe αwŜƎƛƻƴŀƭŜ 5ƛǎǇŀǊƛǘŅǘŜƴά statistische Daten zur Verteilung nach Auf-

enthaltsstatus sowie zur Arbeitsmarktintegration einzelner Zuwanderungsgruppen in Deutschland und  

analysiert regionale Besonderheiten. Das vorliegende Kompakt wertet die Daten der Bundesagentur für 

Arbeit und des Statistisches Bundesamtes zu den regionalen Unterschieden der Erwerbsbeteiligung von 

EU-Staatsangehörigen aus1. Neben verschiedenen Grundlagendaten wird auch die Verteilung der Be-

schäftigten aus der EU in einzelnen Wirtschaftszweigen analysiert, in denen es vermehrt Beschäftigungs-

verhältnisse im sogenannten Niedriglohnbereich gibt. 

Kernaussagen: 

¶ EU-Zugewanderte leben anteilmäßig eher in den westdeutschen Bundesländern, gleichzeitig nimmt 

ihr Anteil in den ostdeutschen Bundesländern im Vergleich stärker zu. 

¶ Im Vergleich zum Vorjahr wandern derzeit verstärkt Menschen aus den Staaten der EU-Osterweite-

rung zu. Außer im Saarland machen sie in allen Bundesländern die absolute Mehrheit der EU-Staats-

angehörigen aus; in den ostdeutschen Bundesländern (ohne Berlin) liegt ihr Anteil bei weit über 70 %. 

¶ In Süddeutschland ist der Erwerbsanteil der EU-Staatsangehörigen insgesamt höher als in anderen 

Teilen der Bundesrepublik. Gleichzeitig liegt die Beschäftigungsquote von Eingewanderten aus den 

Staaten der EU-Osterweiterung über dem Niveau aller EU-Staatsangehörigen. 

¶ In Hamburg und Berlin sowie den südlichen Bundesländern erzielen EU-Staatsangehörige ein ver-

gleichsweises hohes monatliches Bruttoeinkommen. 

¶ Eingewanderte aus den Staaten der EU-Osterweiterung arbeiten - verglichen mit der Gesamtgruppe 

der EU-Staatsangehörigen ς vermehrt im Niedriglohnbereich. 

¶ Die Anteile der Beschäftigten aus der EU in der Arbeitnehmerüberlassung nehmen in den meisten 

westdeutschen Bundesländern ab, während sie in den ostdeutschen Bundesländern deutlich anstei-

gen. 

¶ Insgesamt 82,5 % aller bundesweit in der Arbeitnehmerüberlassung beschäftigten EU-Staatsangehö-

rigen kommen aus den Staaten der EU-Osterweiterung. 

¶ Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein und Berlin verzeichnen den höchsten Anteil der be-

schäftigten EU-Staatsangehörigen im Gastgewerbe. 

¶ Neben dem bundesweit höchsten Anteil von Beschäftigten aus der EU im Wirtschaftszweig αsonstige 

Dienstleistungen, private Haushalteά verzeichnet Berlin auch den stärksten prozentualen Zuwachs. 

¶ Von den im Wirtschaftszweig α±ŜǊƪŜƘǊ ǳƴŘ [ŀƎŜǊŜƛά beschäftigten EU-Staatsangehörigen stammen 

in allen ostdeutschen Bundesländern (ohne Berlin) über 93 % aus den Ländern der EU-Osterweite-

rung. 

                                                      
1 Die benutzten Daten spiegeln jeweils den aktuellsten, verfügbaren Stand zum Zeitpunkt der Analyse (Q1 2020) 
wider. 
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Karte 1: Anteile der EU-Staatsangehörigen an der Gesamtzahl von Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit 
Der Anteil der EU-Staatsangehörigen an der Gesamtzahl von Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit (Stichtag 31.12.2018) 

und die Veränderung in Prozentpunkten zum 31.12.2017 gemessen an der Gesamtzahl von Personen ohne deutsche Staatsan-

gehörigkeit in dem jeweiligen Bundesland und Jahr. Eigene Berechnung und Darstellung nach Statistisches Bundesamt 2019, 

2018 © Minor 

Bundesweit bewegt sich der Anteil der EU-Staatsangehörigen an der Gesamtzahl von Personen 

ohne deutsche Staatsangehörigkeit zwischen 31,5 % (Sachsen-Anhalt) und 51,5 % (Bayern). Der 

Anteil der EU-Staatsangehörigen an der Gesamteinwanderung liegt in den ostdeutschen Bun-

desländern und in den Stadtstaaten unter dem bundesdeutschen Durchschnitt von 43,9 %. Bay-

ern, Baden-Württemberg, das Saarland, Rheinland-Pfalz und Hessen weisen dagegen überdurch-

schnittliche Werte auf. Der Anteil von EU-Staatsangehörigen an der Gesamtzahl von Personen 

ohne deutsche Staatsbürgerschaft steigt im Vergleich zum Vorjahr in den ostdeutschen Bundes-

ländern stärker als in den westdeutschen Bundesländern an. Dass der Anteil in Berlin abnimmt, 

ist möglicherweise auf die Nacherfassungen der amtlichen Statistik zurückzuführen; ein Ver-

gleich mit den Werten von 2017 ist daher nur eingeschränkt möglich.2  

                                                      
2 Statistisches Bundesamt 2020: Ausländerstatistik. Ergebnisse des Ausländerzentralregisters. S. 2 

Der Anteil der EU-Staatsangehörigen an der Einwanderung liegt in den ost-

deutschen Bundesländern unter dem bundesdeutschen Durchschnitt, nimmt 

jedoch im Vergleich zu den westdeutschen Bundesländern stärker zu 
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Karte 2: Anteile der Personen aus den Staaten der EU-Osterweiterung an der Gesamtzahl von EU-Staatsangehörigen 
Der Anteil der Personen aus den Staaten der EU-Osterweiterung an der Gesamtzahl von EU-Staatsangehörigen (Stichtag 
31.12.2018) und die Veränderung in Prozentpunkten zum 31.12.2017 gemessen an der Gesamtzahl von EU-Staatsangehörigen 
in dem jeweiligen Bundesland und Jahr. Eigene Berechnung und Darstellung nach Statistisches Bundesamt 2019, 2018 © Minor 

Insgesamt 57,4 % aller EU-Staatsangehörigen in Deutschland kommen aus den Staaten der EU-

Osterweiterung, also aus Bulgarien, Estland, Kroatien, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, der 

Slowakei, Slowenien, der Tschechischen Republik oder Ungarn. Im Vergleich zum Vorjahr erhöht 

sich ihr Anteil an der Gesamtzahl der EU-Staatsangehörigen um 1,7 Prozentpunkte. 

Außer im Saarland machen in allen Bundesländern Eingewanderte aus den Staaten der EU-Ost-

erweiterung die absolute Mehrheit der EU-Staatsangehörigen aus; in den ostdeutschen Bundes-

ländern (ohne Berlin) liegt ihr Anteil bei weit über 70 %. Mit 82,1 % ist der höchste Anteil in 

Thüringen zu verzeichnen. Gleichzeitig steigt der Anteil von Eingewanderten aus den Staaten der 

EU-Osterweiterung an der Gesamtzahl der EU-Staatsangehörigen in allen Bundesländern an, am 

stärksten in Berlin, Niedersachsen und Sachsen.  

Im Vergleich zum Vorjahr wandern derzeit mehr Menschen aus Staaten der 

EU-Osterweiterung zu. Außer im Saarland machen sie in allen Bundesländern 

die absolute Mehrheit der EU-Staatsangehörigen aus; in den ostdeutschen 

Bundesländern (ohne Berlin) liegt ihr Anteil bei weit über 70 % 
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Karte 3: Beschäftigtenquote3 unter den EU-Staatsangehörigen (Stichtag 30.06.2018) 
Anteil der Beschäftigten an allen erwerbsfähigen EU-Staatsangehörigen im erwerbsfähigen Alter. Eigene Berechnung und Dar-

stellung nach Bundesagentur für Arbeit © Minor 

Bundesweit sind insgesamt 4.382.598 EU-Staatsangehörige erwerbstätig; ihre Beschäftigungs-

quote liegt bei 59,3 % (eigene Berechnungen nach Bundesagentur für Arbeit). Zum Vergleich: Die 

Beschäftigungsquote von Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit beträgt 71,8 % (Stichtag 

30.06.2018). 

Brandenburg, Baden-Württemberg und Bayern weisen die höchsten Beschäftigungsquoten von 

EU-Staatsangehörigen auf, während das Saarland, Berlin und Bremen die geringsten verzeichnen. 

  

                                                      
3 Als Grundlage für die Beschäftigungsquoten werden nur die sozialversicherungspflichtig und geringfügig Beschäftigten im Alter 
von 15 bis unter 65 Jahren zugrunde gelegt. 

In Süddeutschland ist die Beschäftigungsquote der EU-Staatsangehörigen  

am höchsten 
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Karte 4: Beschäftigtenquote unter den Personen aus den Staaten der EU-Osterweiterung (Stichtag 30.06.2018) 
Anteil der Beschäftigten an allen Staatsangehörigen aus den Ländern der EU-Osterweiterung im erwerbsfähigen Alter. Eigene 

Berechnung und Darstellung nach Bundesagentur für Arbeit © Minor 

Bundesweit sind insgesamt 2.703.070 Staatsangehörige aus den Ländern der EU-Osterweiterung 

erwerbstätig. Mit 62,6 % ist ihre Beschäftigungsquote höher als die der EU-Staatsangehörigen 

insgesamt (eigene Berechnungen nach Bundesagentur für Arbeit).  

Die höchsten Beschäftigungsquoten von Eingewanderten aus den Staaten der EU-Osterweite-

rung verzeichnen Brandenburg, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg, die niedrigste Berlin, 

Bremen und das Saarland. 

  

Bundesweit ist die Beschäftigungsquote von Eingewanderten aus Staaten der 

EU-Osterweiterung höher als die der EU-Staatsangehörigen insgesamt 
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Karte 5: Arbeitslosenquote von EU-Staatsangehörigen (Stichtag 30.06.2018) 
Anteil der arbeitslosen EU-Staatsangehörigen an allen EU-Staatsangehörigen im erwerbsfähigen Alter. Eigene Berechnung und 

Darstellung nach Bundesagentur für Arbeit © Minor 

Bundesweit sind insgesamt 350.147 EU-Staatsangehörige arbeitslos gemeldet; ihre Arbeitslo-

senquote liegt bei 5,2 %. Zum Vergleich: Bei Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit beträgt 

die Arbeitslosenquote 3,7 % (Stichtag 30.06.2018). 

Bayern, Baden-Württemberg und Thüringen verzeichnen die niedrigsten Arbeitslosenquoten 

von EU-Staatsangehörigen, Bremen, Nordrhein-Westfalen und Berlin die höchsten. 

  

Die Arbeitslosenquote von EU-Staatsangehörigen liegt in  

Süddeutschland unter dem bundesweiten Niveau 
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Karte 6: Arbeitslosenquote von Personen aus den Staaten der EU-Osterweiterung (Stichtag 30.06.2018) 
Anteil der arbeitslosen Personen aus den Staaten der EU-Osterweiterung an allen Staatsangehörigen der EU-Osterweiterungs-

staaten im erwerbsfähigen Alter. Eigene Berechnung und Darstellung nach Bundesagentur für Arbeit © Minor 

Insgesamt sind 209.084 Staatsangehörige aus den Ländern der EU-Osterweiterung arbeitslos ge-

meldet; die bundesweite Arbeitslosenquote liegt bei 5,6 % und somit 0,4 % über der Arbeitslo-

senquote aller EU-Staatsangehörigen. 

Bayern, Baden-Württemberg und Thüringen verzeichnen wiederum die niedrigsten Quoten. Zu-

gleich ist in allen drei Bundesländern die Arbeitslosenquote von Eingewanderten aus den Staa-

ten der EU-Osterweiterung niedriger als die aller EU-Staatsangehörigen. Die höchsten Arbeitslo-

senquoten von Eingewanderten aus den Staaten der EU-Osterweiterung verzeichnen Bremen, 

Berlin und das Saarland. 

  

In den süddeutschen Bundesländern ist die Arbeitslosenquote von  

Eingewanderten aus Staaten der EU-Osterweiterung am niedrigsten 
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Karte 7: Monatliche Bruttoarbeitsentgelte (Median) in Euro bei EU-Staatsangehörigen (Stichtag 31.12.2018) 
Verteilung der monatlichen Bruttoarbeitsentgelte (Median) in Euro bei sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten der 

Kerngruppe4 sowie der Anteil von sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten der Kerngruppe mit Entgelten im Niedrig-

lohnbereich (unter der bundeseinheitlichen Schwelle des unteren Entgeltbereichs von 2.203 Euro)5. Eigene Darstellung nach 

Bundesagentur für Arbeit 2019 © Minor 

Bei EU-Staatsangehörigen beträgt der durchschnittliche Median der monatlichen Bruttoarbeits-

entgelte bundesweit 2.434 Euro,  969 Euro weniger als bei Personen mit deutscher Staatsange-

hörigkeit (Bundesagentur für Arbeit 2019).6 Während Hamburg, Berlin und die südwestlichen 

Bundesländer höhere Medianwerte verzeichnen, weisen die ostdeutschen Bundesländer die 

                                                      
4 α5ƛŜ YŜǊƴƎǊǳǇǇŜ ǳƳŦŀǎǎǘ ŦƻƭƎŜƴŘŜ tŜǊǎƻƴŜƴƎǊǳǇǇŜƴ ŀǳǎ ŘŜƳ aŜƭŘŜǾŜǊŦŀƘǊŜƴ ȊǳǊ {ƻȊƛŀƭǾŜǊǎƛŎƘŜǊǳƴƎΥ {ƻȊƛŀƭǾŜǊǎƛŎƘŜǊǳƴƎǎπ
pflichtig Beschäftigte ohne besondere Merkmale; Nebenerwerbslandwirte; Nebenerwerbslandwirte saisonal bedingt; Unständig 
Beschäftigte (Meldung des Arbeitgebers); Versicherungsfreie Altersvollrentner und Versorgungsbezieher wegen Alters; See-
leute; Seelotsen; In der Seefahrt beschäftigte versicherungsfreie Altersvollrentner und Versorgungsbezieher wegen Alters; Un-
ständig BeschäftiƎǘŜ όaŜƭŘǳƴƎ ŘŜǊ YǊŀƴƪŜƴƪŀǎǎŜύΦά ό.ǳƴŘŜǎŀƎŜƴǘǳǊ ŦǸǊ !ǊōŜƛǘ нлмфύ 
5 5ŜǊ bƛŜŘǊƛƎƭƻƘƴōŜǊŜƛŎƘ ǿƛǊŘ ǿƛŜ ŦƻƭƎǘ ŘŜŦƛƴƛŜǊǘΥ αLƴ !ƴƭŜƘƴǳƴƎ ŀƴ ŘƛŜ 5ŜŦƛƴƛǘƛƻƴ ŘŜǊ h9/5 ƭƛŜƎǘ ŘƛŜ {ŎƘǿŜƭƭŜ ŘŜǎ ǳƴǘŜǊŜƴ 9ƴǘπ
geltbereichs in den Statistiken der Bundesagentur für Arbeit bei 2/3 des Medianentgelts aller sozialversicherungspflichtig Voll-
ȊŜƛǘōŜǎŎƘŅŦǘƛƎǘŜƴ ŘŜǊ YŜǊƴƎǊǳǇǇŜΦά ό.ǳƴŘŜǎŀƎŜƴǘǳǊ ŦǸǊ !ǊōŜƛǘ нлмфύ 
6 Der Anteil von sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten der Kerngruppe mit Entgelten im Niedriglohnbereich lag 
bundesweit bei Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit bei 16,7 %. Den höchsten Wert verzeichnet Mecklenburg-Vorpom-
mern mit 36,7 %, den niedrigste Baden-Württemberg mit 10,4 %. 

In Hamburg, Berlin und den südwestdeutschen Bundesländern erzielen EU-

Staatsangehörige ein vergleichsweise hohes monatliches Bruttoeinkommen  
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niedrigsten Medianwerte zum Teil unter 2.000 Euro auf. Entsprechend hoch ist hier der Anteil 

von sozialversicherungspflichtig7 vollzeitbeschäftigten EU-Staatsangehörigen im Niedriglohnbe-

reich: Außer in Berlin liegt dieser Anteil bei weit über 50 %. Deutlich weniger Beschäftigte im 

Niedriglohnbereich verzeichnen Baden-Württemberg, das Saarland und Bayern. 

  

                                                      
7 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden auf den .ŜƎǊƛŦŦ αǎƻȊƛŀƭǾŜǊǎƛŎƘŜǊǳƴƎǎǇŦƭƛŎƘǘƛƎά ŀǳǖŜǊ ƛƴ ŘŜƴ .ŜǎŎƘǊƛŦπ
tungen verzichtet. Alle aufgeführten absoluten Zahlen und Anteile spiegeln ausschließlich die Zahlen der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten wider. 
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Karte 8: Monatliche Bruttoarbeitsentgelte (Median) in Euro bei Personen aus Staaten der EU-Osterweiterung (Stichtag 
31.12.2018) 
Verteilung der monatlichen Bruttoarbeitsentgelte (Median) in Euro bei sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten der 

Kerngruppe und der Anteil von sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten der Kerngruppe aus Staaten der EU-Osterwei-

terung unter der Niedriglohnschwelle (Entgelte unter der bundeseinheitlichen Schwelle des unteren Entgeltbereichs von 2.203 

Euro). Eigene Darstellung nach Bundesagentur für Arbeit 2019 © Minor 

Der Median der monatlichen Bruttoarbeitsentgelte ist bei Staatsangehörigen aus den Ländern 

der EU-Osterweiterung deutlich niedriger als durchschnittlich bei EU-Staatsangehörigen. In 

Hamburg, Berlin und den südwestlichen Bundesländern liegen die Medianwerte über dem Bun-

desdurchschnitt, während die ostdeutschen Bundesländer und Niedersachsen die niedrigsten 

Medianwerte verzeichnen. Verglichen mit allen EU-Staatsangehörigen arbeiten in allen Bundes-

ländern deutlich mehr Eingewanderte aus Staaten der EU-Osterweiterung im Niedriglohnbe-

reich. Dabei verzeichnen Baden-Württemberg, Bayern und Hessen die niedrigsten Anteile, Thü-

ringen, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern die höchsten. Hier sind bis zu drei Viertel 

aller Eingewanderten aus Staaten der EU-Osterweiterung im Niedriglohnbereich tätig. 

  

Bis zu 76 % der vollzeitbeschäftigten Personen aus den Staaten der  

EU-Osterweiterung arbeiten im Niedriglohnbereich ς deutlich mehr als  

EU-Staatsangehörige im Durchschnitt 
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Karte 9: Anteil der sozialversicherungspflichtig beschäftigten EU-Staatsangehörigen in der Wirtschaftsgruppe αArbeitnehmer-
überlassungά8 
Anteil der Beschäftigten im Wirtschaftszweig an allen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten der jeweiligen Herkunftsgruppe 

und Bundesland (Stichtag 31.12.2018) und die prozentuale Veränderung der Anteile im Vergleich zum Vorjahresmonat. Eigene 

Darstellung nach Bundesagentur für Arbeit 2019 © Minor 

Bei den Anteilen von EU-Staatsangehörigen in der Arbeitnehmerüberlassung und ihren Verän-

derungen im Vergleich zum Vorjahresmonat gibt es bundesweit große Unterschiede. So arbeiten 

in Berlin 4,4 % aller beschäftigten EU-Staatsangehörigen in der Arbeitnehmerüberlassung, in 

Thüringen waren es hingegen 26,4 %.9 Auch in Sachsen und Brandenburg sind die Anteile hoch. 

Während in den meisten westdeutschen Bundesländern mit Ausnahme von Hamburg und dem 

Saarland die Anteile im Vergleich zum Vorjahr sinken, verzeichnen die ostdeutschen Bundeslän-

der zum Teil ein Plus von rund 15 Prozent.   

                                                      
8 Entspricht der Gruppe 782, 783 in der Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008). 
9 In Thüringen lag der Anteil von Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die in der Arbeitnehmerüberlassung beschäftigt 
waren, bei 2,5 % und sank im Vergleich zum Vorjahr um 20,1 % (Stichtag 31.12.2018). 

Während in den meisten westdeutschen Bundesländern der Anteil der be-

schäftigten EU-Staatsangehörigen in der Arbeitnehmerüberlassung sinkt, 

steigt er in den ostdeutschen Bundesländer deutlich an 
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Karte 10: Anteil der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Personen aus den Staaten der EU-Osterweiterung im Wirt-
schaftszweig αArbeitnehmerüberlassungά nach Bundesland 
Anteil der Beschäftigten im Wirtschaftszweig an allen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten der jeweiligen Herkunftsgruppe 

und Bundesland (Stichtag 31.12.2018) und die prozentuale Veränderung der Anteile im Vergleich zum Vorjahresmonat. Eigene 

Darstellung nach Bundesagentur für Arbeit 2019 © Minor 

In allen ostdeutschen Bundesländern steigt der Anteil der aus den Ländern der EU-Osterweite-

rung eingewanderten Personen in der Arbeitnehmerüberlassung im Vergleich zum Vorjahr deut-

lich, sogar noch stärker als bei den EU-Staatsangehörigen insgesamt.  In den westdeutschen Bun-

desländern ergibt sich hingegen kein eindeutiges Bild: Während in Schleswig-Holstein der Anteil 

der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Personen aus den Staaten der EU-Osterweiterung 

an der Arbeitnehmerüberlassung ς um 18,1 % sinkt, verzeichnet Hamburg ein Plus von 8,1 %. 

Bundesweit stammen 82,5 % aller in der Arbeitnehmerüberlassung beschäftigten EU-Staatsan-

gehörigen aus den Ländern der EU-Osterweiterung (eigene Berechnungen nach Tabelle 1). In 

Westdeutschland liegt der Wert bei 80,2 %, in Ostdeutschland bei 94,5 %. Mit 98,2 % ist der An-

teil in Brandenburg am höchsten, den niedrigsten Wert verzeichnet das Saarland mit 47,7 %.   

  

Bundesweit stammen 82,5 % aller EU-Staatsangehörigen in der  

Arbeitnehmerüberlassung aus den Ländern der 

EU-Osterweiterung 
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Karte 11: Anteil der sozialversicherungspflichtig beschäftigten EU-Staatsangehörigen im Wirtschaftszweig Ε.ŀǳƎŜǿŜǊōŜά10 

Anteil der Beschäftigten im Wirtschaftszweig an allen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten der jeweiligen Herkunftsgruppe 

und Bundesland (Stichtag 31.12.2018) und die prozentuale Veränderung der Anteile im Vergleich zum Vorjahresmonat. Eigene 

Darstellung nach Bundesagentur für Arbeit 2019 © Minor 

Bundesweit nimmt der Anteil von EU-Staatsangehörigen im Baugewerbe11 stark zu und steigt im 

Vergleich zum Vorjahr um 13,6 %.  Während das Plus in den westdeutschen Bundesländern bei 

12,6 % liegt, beträgt es in den ostdeutschen Bundesländern 20,7 % (eigene Berechnungen basie-

rend auf Tabelle 1). 

Den höchsten Anteil von EU-Staatsangehörigen in der Baubranche verzeichnen Hessen, Rhein-

land-Pfalz, Sachsen und Sachsen-Anhalt.  Mit 33,8 % ist Sachsen zudem bundesweiter Spitzen-

reiter beim Zuwachs der EU-Staatsangehörigen im Baugewerbe. 

  

                                                      
10 Entspricht dem Abschnitt F in der Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008). 
11 Darunter fallen Erschließung von Grundstücken,; Bauträger, Bau von Gebäuden, Bau von Straßen und Bahnverkehrsstrecken, 

Leitungstiefbau und Kläranlagenbau, sonstiger Tiefbau, Abbrucharbeiten und vorbereitende Baustellenarbeiten, Bauinstallation, 
sonstiger Ausbau sowie , sonstige spezialisierte Bautätigkeiten (Klassifikation der Wirtschaftszweige 2008). 

Im Wirtschaftszweig αBaugewerbeά nimmt in den ostdeutschen Bundeslän-

dern der Anteil der EU-Staatsangehörigen deutlich zu.  




























